
Hinweise zum Umgang mit dem A-RW 1 

Stand: 09.02.2023 

Vorbemerkung 

Um ein möglichst einheitliches Vorgehen im Umgang mit dem A-RW 1 landesweit zu 
gewährleisten, wurde unter der Leitung des Landes eine Arbeitsgruppe „AG A-RW 1“ 
eingerichtet, die die nachfolgenden Hinweise zur Umsetzung des A-RW 1 unter der 
Beteiligung der Projektgruppe Abwasser des AK Wasserwirtschaft LKT.SH erarbeitet 
hat. 
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1 Einführung 

Immer mehr Grünflächen verschwinden unter Asphalt und Beton. Die zunehmende 
Versieglung, die steigenden Temperaturen und häufigere Starkregenereignisse 
führen zu negativen Auswirkungen für Stadt, Mensch und Natur. Bei der Neuplanung 
einer Fläche oder Überplanung eines bestehenden Gebiets rückt damit der Umgang 
mit dem Niederschlagwasser immer weiter in den Fokus. Eine Kombination aus 
Rückhalt, Entsieglung, Abkopplung, Versickerung und Verdunstung kann den 
Problemen mit dem Regenwasser entgegenwirken, das sogenannte Konzept der 
Schwammstadt. Mit seiner Ausrichtung auf den Erhalt des natürlichen 
Wasserhaushalts in der Fläche verfolgt auch das A-RW 1 diesen Ansatz. Das Ziel 
der Schwammstadt ist, das Niederschlagswasser dort zwischen zu speichern, wo es 
anfällt. Ein Großteil kann über "grüne Elemente" wie Mulden, Baumrigolen, 
Gründächer und -fassaden verdunstet und vor Ort versickert werden, was wiederum 
den Oberflächenabfluss und die hydraulische Belastung im Gewässer stark 
reduziert. Dies minimiert auch die Folgen von Starkregenereignissen. Mehr „Grün“ 
und „Blau“ im besiedelten Raum steigert zudem die Wohnattraktivität und fördert ein 
günstiges Kleinklima. Insofern sollte eine nachhaltige Regenwasserbewirtschaftung 
auch im besonderen Interesse einer Gemeinde oder Stadt liegen. Regenwasser ist 
eine wertvolle Ressource, die kostenlos zur Verfügung steht. Es sollte daher das 
Bestreben aller sein, sie auch als solche wertzuschätzen und sinnvoll für Umwelt, 
Mensch und Natur zu nutzen. 

In SH wurde bereits frühzeitig die nachhaltige Regenwasserbewirtschaftung verfolgt 
und am 10.10.2019 mit einem gemeinsamen Erlass des Innenministeriums (MILI) 
und des Umweltministeriums (MELUND) das A-RW 1 für Ämter, Amtsfreie 
Gemeinden, Städte und untere Wasserbehörden eingeführt. Diese Vorgaben sind 
anzuwenden. 

Das A-RW 1 befasst sich ausschließlich mit der Wassermengenbewirtschaftung – 
die stofflichen Belastungen sind nicht Gegenstand der Betrachtung – und ersetzt 
das alte Merkblatt M-2 des Landesamtes für Natur und Umwelt von 2002. Zudem 
berücksichtigt es zusätzlich den Wasserhaushalt der Fläche, indem der bebaute und 
unbebaute Zustand miteinander verglichen werden, was der Intention des DWA-M 
102-4/BWK-M 3-4 entspricht. Im A-RW 1 wird die Vorgehensweise bei der 
Bilanzierung des Wasserhaushalts den schleswig-holsteinischen Verhältnissen 
angepasst. Neben dem Wasserhaushalt regelt das A-RW 1 auch die mengenmäßige, 
immissionsbezogene Bewertung von Niederschlagswassereinleitungen 
(hydrologischer Nachweis SH). Dieser Nachweis ist im DWA-M 102-3/BWK-M 3-3 
verankert. Wie zuvor beim Wasserhaushalt, ist auch hier die Nachweisführung 
gemäß A-RW 1 den Verhältnissen in Schleswig-Holstein angepasst einschließlich 
der Nutzung landeseigener Daten. 

Seit der Einführung des A-RW 1 sind inzwischen 3 Jahre vergangen. Entsprechende 
Erfahrungen im Umgang mit den wasserrechtlichen Anforderungen liegen vor. In der 
Praxis hat sich gezeigt, dass zur Umsetzung der Anforderungen noch einige Fragen, 
insbesondere in Bezug auf bestimmte örtliche Konstellationen, bestehen bzw. der 
Inhalt des Erlasses unterschiedlich von den unteren Wasserbehörden interpretiert 
wird. 
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Zur Umsetzung des Erlasses gilt es,  

• zu bestimmten Sachverhalten eine Klarstellung herbeizuführen,  
• Hinweise zur Umsetzung zu geben, und  
• bei einigen Fragestellungen eine Orientierungshilfe anzubieten.  

Diese Hinweise zum Umgang mit dem A-RW 1 sollen einen Grundkonsens im 
Handeln der Wasserbehörden herbeiführen, den unteren Wasserbehörden aber 
auch den entsprechenden Ermessensspielraum in Abhängigkeit des Einzelfalls 
und der örtlichen Randbedingungen belassen. In besonderen Einzelfällen sind 
unter Berücksichtigung örtlicher Gegebenheiten auch Abweichungen vom A-RW 1 
mit entsprechender Begründung seitens der UWB möglich. 

  



Hinweise zum Umgang mit dem A-RW 1 
Ergebnisse der Arbeitsgruppe „AG A-RW 1“ (Stand: 9.2.2023) 

3 

2 Rechtliche Aspekte 

Die Regelungen des A-RW 1 stellen keine gänzlich neuen wasserrechtlichen 
Anforderungen dar, sondern greifen bestehende Regelungen des alten M2 
„Hinweise zur Bewertung hydraulischer Begrenzungen in Fließgewässern bei der 
Einleitung von Regenwasser aus Trennkanalisationen“ von 2002 auf (Nachweise 
„Erosion“ und „Bordvoll“). Ebenso wird im A-RW 1 eine immissionsbezogene 
Betrachtung der Einleitung analog des DWA-M 102-3 (Hydrologischer Nachweis) 
gefordert, um möglichst eine natürliche Abflussdynamik im Gewässer zu erreichen. 
Zudem wird das Ziel verfolgt, den natürlichen Wasserhaushalt in Siedlungsgebieten 
durch bauliche Aktivitäten so gering wie möglich zu schädigen, dieser Aspekt ist 
auch inzwischen im DWA-M 102-4 niedergelegt. 

Der nachhaltige Umgang mit dem Niederschlagwasser ist nicht nur im A-RW 1 
formuliert, sondern findet auch seine rechtliche Grundlage im 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Landeswassergesetz (LWG). Hier sind folgende 
Vorschriften zu nennen:  

• § 5 WHG (Allgemeine Sorgfaltspflichten), wonach u.a. die Leistungs-
fähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und eine Vergrößerung und 
Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden ist. 

• § 6 WHG (Allgemeine Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung), wonach 
u.a. Gewässer mit dem Ziel zu bewirtschaften sind, möglichen Folgen des 
Klimawandels vorzubeugen, an oberirdischen Gewässern so weit wie 
möglich natürliche und schadlose Abflussverhältnisse zu gewährleisten und 
insbesondere durch Rückhaltung des Wassers in der Fläche in der 
Entstehung von nachteiligen Hochwasserfolgen vorzubeugen. 

• § 27 WHG (Bewirtschaftungsziele für oberirdische Gewässer), wonach u.a. 
das Verschlechterungsverbot und Zielerreichungsgebot zu beachten sind. 

• § 55 WHG (Grundsätze der Abwasserbeseitigung), wonach das 
Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 
eingeleitet werden soll. 

Es wird darauf hingewiesen, dass für eine zukunftsorientierte und vorsorgende 
Regenwasserbewirtschaftung Regelungen auch auf der Grundlage des § 9 BauGB 
getroffen werden können, in dem u.a. 

• Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung einschließlich der 
Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, 

• Wasserflächen und die Flächen für die Wasserwirtschaft, 
• Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche 

oder technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die der Vermeidung 
oder Verringerung von Hochwasserschäden einschließlich Schäden durch 
Starkregen dienen, 

• Flächen, die auf einem Baugrundstück für die natürliche Versickerung von 
Wasser aus Niederschlägen freigehalten werden müssen, um insbesondere 
Hochwasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen 
vorzubeugen 
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in der Bauleitplanung festgesetzt werden können. In diesem Zusammenhang wird 
auf die Hinweise des Innenministeriums verwiesen, die als Anlage (Seite 18) 
beigefügt sind.  

Umgang mit neuen und bestehenden Einleitungen 

Bei neuen Einleitungen ist das A-RW 1 immer zu beachten.  

Bei bestehenden Einleitungen wird aufgrund räumlicher Gegebenheiten und 
vorherrschender Randbedingungen im Einzugsgebiet eine sofortige Anpassung an 
bestehenden wasserrechtlichen Anforderungen nicht immer möglich sein. In solchen 
Fällen wird vorgeschlagen, mit dem Erlaubnisinhaber akzeptable und umsetzbare 
Lösungen zu finden. Dafür sind ggf. angemessene Fristen für die Umsetzung 
einzuräumen. Ungeachtet des A-RW 1, sind bei der Frage einer etwaigen 
Anpassung/Änderung bestehender Einleitung, z.B. durch ordnungsrechtliche 
Verfügungen, die allgemeinen Rechtsgrundsätze (Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, 
Übermaßverbot) zu beachten. 

Erschließung gesichert / Hinweise zur Bauleitplanung 

Gemäß § 30 BauGB ist ein Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
zulässig, wenn es den Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung 
gesichert ist. Die Entwässerung ist Teil der Erschließung. Die Gemeinde entscheidet 
eigenverantwortlich über die Art der Entwässerung. Voraussetzung ist, dass die 
Entwässerung rechtlich und technisch zulässig ist. Die Unteren Wasserbehörden 
können im Bauleitplanverfahren beratend wirken. Sollten sich bereits im Verfahren 
Schwierigkeiten mit der Entwässerung abzeichnen, so ist im Verfahren darauf 
hinzuweisen. 
Die Erschließung gilt grundsätzlich erst dann als gesichert, wenn eine für die 
Entwässerung des Baugebietes erforderliche wasserrechtliche Einleiterlaubnis im 
Bauleitplanverfahren in Aussicht gestellt werden kann. Im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens ist daher seitens der Gemeinde aufzuzeigen, ob die 
Entwässerung gesichert ist und mit welchen Maßnahmen dies erreicht wird. Dies ist 
umso erforderlicher, je angespannter die Entwässerungssituation ist. 
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3 Anwendungsbereich 

Für die Anwendung des A-RW 1 wurden bisher folgende Formulierungen 
vorgenommen: 

1. Gemeinsamer Erlass vom 10.10.2019 – MELUND / MILI 

Die Wasserrechtlichen Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser sollen 
primär in Neubaugebieten Anwendung finden. Für Bestandsgebiete sind sie 
ein Mittel für die Überprüfung bei hydraulischen Problemen in Gewässern.  

2. A-RW 1 – Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser – 
Teil 1: Mengenbewirtschaftung - LLUR 

Die wasserrechtlichen Anforderungen gelten bei der Aufstellung, Änderung 
und Ergänzung von Bebauungsplänen. Für Bestandsgebiete, die neu 
überplant werden oder eine wesentliche Änderung in der Nutzung erfahren, 
sowie für Satzungen nach § 34 BauGB und § 35 BauGB sind sie ein Mittel für 
die Überprüfung bei hydraulischen Problemen in Gewässern. 

Räumliche Anwendung 

Da es bei der Umsetzung des Erlasses unterschiedliche Interpretationen gibt, in 
welchen Fällen der Erlass anzuwenden ist, wird nachfolgender Anwendungsbereich 
festgelegt: 

Der Erlass ist grundsätzlich immer anzuwenden, wenn bauliche Veränderungen in 
einer bestimmten Mindestgröße durch die Aufstellung, Änderung und Ergänzung von 
Bebauungsplänen vorbereitet werden.  

Detaillierte Hinweise erfolgen in den Kapiteln 4 und 5.  

Erfolgen bauliche Änderungen auf der Grundlage von § 34 BauGB (oder § 35 
BauGB), so dient das A-RW 1 als Mittel zur Überprüfung bei hydraulischen 
Problemen. In Gebieten nach § 34 BauGB besteht bereits ein Baurecht. Für 
weitergehende Regelungen müsste die Kommune einen Bebauungsplan aufstellen.   

Um den Verwaltungsaufwand zu minimieren, wird eine Bagatellgrenze eingeführt, 
unterhalb der die Wasserhaushaltsberechnungen nach A-RW 1 nicht zwingend 
vorzulegen sind. Allerdings wäre es wünschenswert, wenn auch bei kleinräumigen 
Neubauten oder Nachverdichtungen eine nachhaltige Niederschlags-
wasserbewirtschaftung Einzug halten würde, um so jede Möglichkeit zu nutzen, 
urbane Räume auch klimaresilienter zu gestalten. 

Eine Abweichung von der Bagatellgrenze ist möglich, sofern es bereits Probleme mit 
der Überlastung des Kanalnetzes bzw. mit der Einleitung in ein Gewässer geben 
sollte. So kann beispielsweise der Abwasserbeseitigungspflichtige eine Minimierung 
der Einleitungsmenge für das Kanalnetz vorgeben bzw. bei bereits bestehender 
Gewässerüberlastung eine Begrenzung der Einleitung (durch Ausschöpfung von 
Rückhaltemöglichkeiten beim Lückenschluss) durch die UWB verlangt werden. 

 

Bagatellgrenze: Ein befestigter Anteil (Fläche) in einem Planungsgebiet 
kleiner/gleich 1.000 m². Der Anteil der befestigten Flächen kann auch mittels der 



Hinweise zum Umgang mit dem A-RW 1 
Ergebnisse der Arbeitsgruppe „AG A-RW 1“ (Stand: 9.2.2023) 

6 

GRZ1 (Grundflächenzahl gemäß BauNVO) und Flächengröße der Baugrundstücke 
ermittelt werden. Der GRZ-Ansatz errechnet sich wie folgt: 1,5 x GRZ x 
Grundstücksfläche + öffentlich befestigte Flächen (wie Straßen und Parkplätze).  

Bei der Anwendung des A-RW 1 ist grundsätzlich zwischen der Berechnung der 
Wasserhaushaltsbilanz und der Führung der Einleitungsnachweise für das 
Gewässer zu unterscheiden. Weitere Hinweise erfolgen in den Kapiteln 4 und 5. 

Probleme in Gewässern 

Die Wasserbehörde entscheidet nach vorliegenden örtlichen Gegebenheiten, ob 
Probleme im Gewässer bestehen. Von hydraulischen Problemen in den Gewässern 
ist in vielen Fällen auszugehen, wenn über „bordvoll“ hinaus oder nicht 
„errosionsfrei“ eingeleitet wird. Dieses betrifft häufig alte Einleitungen, die nicht auf 
das damalige M2 hin überprüft worden sind. Problematisch können auch bestehende 
Einleitungsmengen sein, die bereits über dem MHQ oder HQ1 des Gewässers 
liegen. 

  

                                                
1 GRZ = Grundflächenzahl nach § 19 BauNVO. Die zulässige Grundfläche darf bis zu 50 % 
überschritten werden (höchsten jedoch bis zu einer GRZ von 0,8), sodass die GRZ mit dem Faktor 1,5 
multipliziert wird (§ 19 Abs. 4 BauNVO); siehe auch Anlage 1 S. 30. 
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4 Berechnung der Wasserhaushaltsbilanz 

4.1 Anwendung 

Die Ermittlung der Wasserhaushaltsbilanz verfolgt das Ziel, die natürlichen Abfluss- 
Versickerungs- und Verdunstungsverhältnisse durch Bebauungen so gering wie 
möglich zu schädigen. Deshalb ist es wichtig, nicht nur auf den Wasserhaushalt bei 
einer Bebauung auf der „grünen Wiese“, sondern auch bei einer Änderung der 
Flächennutzung im besiedelten Bereich auf eine Rückhaltung und Nutzung des 
Regenwassers zu achten. 

Die Durchführung der Berechnung der Wasserhaushaltsbilanz wird daher für die 
nachfolgenden Fälle wie folgt geregelt: 

Aufstellung, Änderung und Ergänzung eines B-Planes 

Die Wasserhaushaltsbilanzierung (WB) ist bei Aufstellung, Änderung und Ergänzung 
eines B-Planes durchzuführen, unabhängig davon, ob die Einleitung in ein Gewässer 
oder in ein Kanalsystem erfolgt. Dazu gehören auch die Überplanung und 
Erweiterung von bestehenden Siedlungsbereichen sowie Umplanungen, die mit 
einer Nutzungsintensivierung verbunden sind (z.B. Umwandlung von 
Wohnbauflächen zu Gewerbeflächen). Die Wasserhaushaltsberechnung ist für die 
hinzukommende Fläche bzw. für die Fläche, auf der eine Nutzungsänderung 
stattfinden soll, durchzuführen. Ziel ist es, den Wasserhaushalt so wenig wie 
möglich zu schädigen. Davon ausgenommen sind Flächen, die die u.g. 
Bagatellgrenze von 1.000 m² unterschreiten. Über die Miteinbeziehung weiterer 
Flächen aus dem Bestandsgebiet in die Wasserhaushaltsbilanzierung entscheidet 
die UWB im Einzelfall.  

Bauliche Veränderungen im Bestandsgebiet gem. § 34 BauGB oder § 35 BauGB 

Für die Fläche, auf der eine bauliche Änderung stattfinden soll, ist eine 
Wasserhaushaltsbilanzierung durchzuführen. Sie dient als fachliche Grundlage zur 
Festlegung der erforderlichen Maßnahmen im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens. 

Bagatellgrenze (Lückenschluss / Nachverdichtung / Umwandlung der Nutzung) 

Erfolgt ein Lückenschluss in der Bebauung oder eine Umwandlung der Nutzung auf 
einer Fläche (z.B. aus der Gewerbefläche entsteht eine Wohnfläche, Abriss und 
Neubau), so ist die Größe des befestigten Anteils dieser Lücke bzw. dieser Fläche 
auf der Basis der zukünftigen Gestaltung zu ermitteln. Beträgt der befestigte Anteil 
kleiner/gleich 1.000 m² (Bagatellgrenze, siehe Kap. 3), kann von der Wasserhaus-
haltsbilanzierung abgesehen werden.  

Bestehen aber im Bestandsgebiet bereits Probleme mit der 
Oberflächenentwässerung, so kann auch eine Prüfung der Rückhaltung des 
Regenwassers im Bereich der baulichen Umgestaltung sinnvoll sein.  
Der Gemeinde ist zu empfehlen, auch bei kleinräumigen Flächen über eine 
wassersensible/kleinklimafreundliche Gestaltung nachzudenken. 
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Keine baulichen Veränderungen im Bestandsgebiet 

Eine Wasserhaushaltsberechnung wird gemäß A-RW 1 nicht gefordert.  
Bestehen bereits Probleme mit der Einleitung ins Gewässer, so kann es bei der 
Entwicklung von Maßnahmen im Einzugsbereich der Einleitung (Umgestaltung von 
Flächen, Schaffung von Rückhaltungs- und Versickerungsmöglichkeiten) sinnvoll 
sein, eine Wasserhaushaltsbilanzierung im Einzelfall vorzunehmen, um zu prüfen, 
welche Maßnahmen im Bestandsgebiet möglich und zielführend erscheinen. 

 

4.2 Komponenten der Wasserhaushaltsbilanz 

Bei der Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz kommen die Aspekte Abfluss (a), 
Versickerung (g) und Verdunstung (v) zum Tragen. Zu den Anteilen der Wasserhaus-
haltsgleichung werden folgende Hinweise gegeben: 

1. Beträgt die Abweichung beim abflusswirksamen Anteil (a) 5 % oder mehr 
als 5 %, so sind die lokalen Nachweise grundsätzlich zu führen. Abweichend 
hiervon kann die UWB auch den regionalen Nachweis fordern. Weitere 
Hinweise unter Kapitel 5.  

 
2. Werden lediglich nur die Abweichungen bei Verdunstung (v) und/oder 

Versickerung (g) von unter 5 % nicht eingehalten, so sind in der Regel keine 
Nachweise für die Einleitung in das Oberflächengewässer erforderlich. 
Allerdings ist die Einhaltung von v und g anzustreben, bzw. zu begründen, 
warum v und g nicht eingehalten werden können. Bei Versickerungen sind 
die a.a.R.d.T gemäß des DWA-A 138 einzuhalten. Damit gilt der Nachweis 
der Vermeidung der Grundwasser-Aufhöhung grundsätzlich als erbracht. 

 
3. Für alle a-g-v-Werte gelten die Festlegungen des A-RW 1. Hierbei handelt 

es sich um wissenschaftlich abgesicherte langjährige Jahresmittelwerte. 
Die a1-g1-v1- Werte (Referenzwerte) sind zudem den schleswig-
holsteinischen Verhältnisse angepasst. Die Abbildung 1 zeigt beispielhaft 
eine Referenzfläche des potenziell naturnahen Wasserhaushalts. In 
Ausnahmefällen ist eine Abweichung von den Referenzwerten mit 
Begründung und in Abstimmung mit der UWB möglich. In besonderen 
Einzelfällen können auch für nicht im A-RW 1 enthaltene Versieglungsarten 
(Werte für a2-g2-v2) und Regenwasserbewirtschaftungsmaßnahmen (Werte 
für a3-g3-v3) Wasserhaushaltswerte in Absprache mit der UWB festgelegt 
werden.  
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Abbildung 1: Beispiel einer Referenzfläche des potenziell naturnahen Wasserhaushalts.  
        Foto: Prof. Dr.-Ing. Matthias Grottker 

 
4. Regelung der a3-g3-v3-Werte für Zisternen: 

 
• Regenwasser aus Zisterne wird für WC-Spülung / Wäschewaschen 

genutzt. Dieses ist die bisherige „Regenwassernutzung im Haushalt“, 
die in Tabelle 7, Seite 25 des A-RW 1 zu finden ist. Für die 
Berechnung des Wasserhaushaltes sind für a3=0,12, g3=0,88 und 
v3=0 anzusetzen. 
Das im Haushalt gebrauchte Regenwasser wird nach der Nutzung 
dem Schmutzwasserkanal zugeführt. Der Überlauf der Zisterne ist 
am Regenwasserkanal angeschlossen. Da in Schleswig-Holstein in 
der Regel das Trinkwasser aus Grundwasser gewonnen wird, wird 
die Substitution des Trinkwassers durch das Regenwasser in der 
Wasserhaushaltsbilanz der Grundwasserneubildung zugeordnet. 
 

• Regenwasser aus Zisterne (ohne Entlastung ins Trennsystem) wird 
für Bewässerung z.B. des Gartens genutzt. Für die Berechnung des 
Wasserhaushaltes sind für a3=0,012, g3=0,765 und v3=0,223 
anzusetzen.  
Der Überlauf der Zisterne erfolgt über die Versickerung. Es ist davon 
auszugehen, dass nicht der gesamte Jahresniederschlag in den 
trockenen Sommermonaten für die Bewässerung genutzt werden 
kann. Bei der Ermittlung der a3-v3-g3-Werte wird die Annahme zu 
Grunde gelegt, dass sich die Bewässerung der Gärten und anderen 
Flächen auf 4 Monate im Jahr beschränkt. Für die verbleibenden 
Monate wird das überschüssige RW über den Boden versickert und 
somit dem Grundwasser zugeführt. 
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• Regenwasser aus Zisterne (mit Entlastung ins Trennsystem) wird für 

Bewässerung z.B. des Gartens genutzt. Für die Berechnung des 
Wasserhaushaltes sind für a3=0,648, g3=0,129 und v3=0,223 
anzusetzen.  
Der Überlauf der Zisterne erfolgt ins Trennsystem. Es ist davon 
auszugehen, dass nicht der gesamte Jahresniederschlag in den 
trockenen Sommermonaten für die Bewässerung genutzt werden 
kann. Bei der Ermittlung der a3-v3-g3-Werte wird die Annahme zu 
Grunde gelegt, dass sich die Bewässerung der Gärten und anderen 
Flächen auf 4 Monate im Jahr beschränkt. Für die verbleibenden 
Monate wird das überschüssige RW der Trennkanalisation zugeführt 
und damit dem Oberflächenabfluss zugerechnet.  
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5 Hydraulische Nachweise 

Bei den hydraulischen Überprüfungen wird zwischen den lokalen Nachweisen 
(Einhaltung des bordvollen Abflusses und Vermeidung von Erosion) und dem 
regionalen Nachweis (Hydrologischer Nachweis Schleswig-Holstein) unterschieden. 

Für die nachfolgenden Konstellationen wird dargestellt, wann welche Nachweise 
erforderlich sind bzw. empfohlen werden. Dabei wird zwischen der Direkteinleitung 
in ein Gewässer (Abbildung 2) und der Einleitung in ein bestehendes Kanalnetz 
(Abbildung 3) unterschieden. 
 

5.1 Neubaugebiete und Umplanungen im Bestand (neue B-Pläne 
oder B-Planänderungen/-ergänzungen) 

A. Direkteinleitung des neuen Gebietes in ein Gewässer  
 (neue Einleitungserlaubnis), Abbildung 2 

Nachweise erfolgen gemäß der Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz. Zur 
gesicherten Erschließung obliegt es der unteren Wasserbehörde, im Einzelfall 
weitere Überprüfungen und Nachweise zu fordern. 

 
Abbildung 2: Direkteinleitung in ein Gewässer 

 

B. Einleitung des neuen Gebietes in ein bestehendes Kanalnetz  
 (es besteht eine Einleitungserlaubnis für die Einleitung aus dem 
Kanalnetz ins Gewässer), Abbildung 3 

Vorbemerkung: Unabhängig von der Gewässereinleitung, kann auch der 
Abwasserbeseitigungspflichtige für das Kanalnetz Einleitungsbeschränkungen 
auferlegen. 
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Abbildung 3: Einleitung in ein bestehendes Kanalnetz 

 

BI)  Änderung der Erlaubnis aufgrund neuer oder geänderter Versiegelung 
erforderlich  

Durch das neu angeschlossene Gebiet kommt es zu einer wesentlichen 
Erhöhung des Abflusses (z.B. um 5% - 10%) an der Einleitstelle ins Gewässer, 
welche nicht mehr durch die bestehende Einleiterlaubnis abgedeckt ist. 

Es folgt eine Überprüfung, ob lokale und regionale Nachweise eingehalten werden.  

Ergebnis der Prüfung und Vorgehen: 

• Lokale Nachweise (Bordvoll und Erosion) eingehalten und keine Probleme 
im Gewässer, dann regionaler Nachweis nicht zwingend.  
 

• Lokale Nachweise (Bordvoll und Erosion) und ggf. regionaler Nachweis 
nicht eingehalten,  
dann Übergangsfristen für die Einhaltung der Nachweise vereinbaren, dabei 
sind örtliche Gegebenheiten in die Entscheidung einzubeziehen. 
 

Mögliche Lösungen: 
o Anpassung der Einleitungserlaubnis, sodass die zusätzliche NW-

Menge aus dem neuen Gebiet das Gewässer nicht zusätzlich 
belastet (Rückhaltung im Einzugsgebiet der Einleitung, RRB 
erweitern etc.). 

o Anpassung der Einleitungserlaubnis, sodass die zusätzliche NW-
Menge aus dem neuen Gebiet das Gewässer nach einer 
festgesetzten Übergangsfrist nicht zusätzlich belastet (RRB 
erweitern etc.). 
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o UWB entscheidet nach eigenem Ermessen, ggf. können auch in 
besonderen Einzelfällen Kompensationsmöglichkeiten am Gewässer 
abgewogen werden. 

 

Unbeschadet der Minimierung der Belastung aus der zusätzlichen 
Niederschlagswassermenge, bleibt für den Fall, dass die lokalen und regionalen 
Nachweise bereits im Bestand nicht eingehalten werden, deren Anpassung an die 
Vorgaben des A-RW 1 als Zielstellung bestehen. In Bestandsgebieten ist davon 
auszugehen, dass der Wasserhaushalt in der Regel „extrem geschädigt“ (Fall 3) ist. 
Eine Berechnung der Wasserhaushaltsbilanz im Bestand wird daher grundsätzlich 
als nicht notwendig erachtet.  

 

BII)  Keine Änderung der Erlaubnis aufgrund neuer oder geänderter 
Versiegelung erforderlich 

Die Überprüfung der lokalen und regionalen Nachweise ist nicht zwingend, kann 
aber erfolgen, wenn 

• bereits Probleme im Gewässer bestehen (UWB kann auch ohne A-RW 1 
handeln, § 100 WHG und § 107 LWG), 
Anmerkung: Überprüfungen bestehender Einleiterlaubnisse nach 
§ 100 WHG Abs. 2 durch die UWB ist jederzeit möglich. 
Bei Nichteinhaltung der Anforderungen sind angesichts bestehender 
örtlicher Gegebenheiten umsetzbare Lösungen zu finden, ggf. 
angemessene Fristen für die Umsetzung einzuräumen, Zwischenziele 
vereinbaren/setzen (z.B. Teilreduzierung anstreben) etc. 

• bisher keine Nachweise nach alten M2 erfolgt sind, kann anlassbezogen 
eine Überprüfung erfolgen, 

• die erlaubte Einleitungsmengen sehr hoch erscheint, z.B. wenn das 
Verhältnis N > 1 ist (N = ���������� ������������

���
). 

 
BIII)  Bagatellgrenze hydraulische Nachweise 

Beträgt der befestigte Anteil der anzuschießenden Fläche an das Kanalsystem 
1.000 m² oder kleiner (Bagatellgrenze, siehe Kap. 3), so besteht grundsätzlich kein 
Erfordernis lokale und regionale Nachweise für die Gewässereinleitung zu führen.  

Bestehen im Gewässer bereits Probleme mit der vorhandenen Einleitung, so kann 
im Ermessen der unteren Wasserbehörde von der Regelung gemäß Bagatellgrenze 
abgewichen werden. 

 

5.2 Änderungen in Bestandsgebieten ohne B-Planänderungen 
(Vorhaben nach §§ 34 und 35 BauGB) 

Für die Bewirtschaftung der Gewässer ist es unerheblich, ob Änderungen in 
Bestandsgebieten mit oder ohne Änderung der B-Pläne erfolgen. Daher wird auf die 
Vorgehensweise gem. Punkt 5.1 verwiesen.  



Hinweise zum Umgang mit dem A-RW 1 
Ergebnisse der Arbeitsgruppe „AG A-RW 1“ (Stand: 9.2.2023) 

14 

5.3 Keine baulichen Veränderungen im Bestandsgebiet (keine 
neue Einleitung in das Kanalnetz) 

• Kein Erfordernis der lokalen und regionalen Nachweise nach A-RW 1.  
• Eine Überprüfung der Einleitung kann im Zuge der Gewässeraufsicht 

jederzeit erfolgen (Entscheidung der Wasserbehörde, § 100 WHG 
(Aufgaben der Gewässeraufsicht) und § 107 LWG (Aufgaben im Rahmen 
der Gewässeraufsicht)). Dieses Überprüfungserfordernis ist zwar nicht 
Gegenstand des A-RW 1, das A-RW 1 kann aber als fachliche 
Beurteilungsgrundlage für die Überprüfung der Einleitungsmenge 
herangezogen werden.  

 

5.4 Besondere Fragestellungen  

Ergänzend zu den vorstehenden Ausführungen ergaben sich in bestimmten 
Einzelfällen weitere Fragen zur Notwendigkeit der hydraulischen Nachweisführung. 
Für die nachfolgenden Fälle wird folgende Vorgehensweise vorgeschlagen:  

• Einleitung in Gewässer, die nach einer kurzen Fließstrecke in stehende 
Gewässer (Ostsee, Nordsee, Kanal, Seen etc.) einmünden 
Der Nachweis „Erosion“ ist zu führen bzw. zu überprüfen, sofern es sich 
aus den Konstellationen der Punkte 5.1 oder 5.2 ergeben sollte. Bei 
Einleitung z.B. auf den letzten 200 m vor der Einmündung kann auf einen 
Nachweis verzichtet werden, sofern die Sedimentverfrachtung in das 
Folgegewässer nicht zu nachhaltigen Beeinträchtigungen führt 
(Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung akzeptiert z.B. grundsätzlich 
keinen Sedimenteintrag in NOK). Der Nachweis „Bordvoll“ kann 
vernachlässigt werden, wenn kein Anrainer durch Überstau geschädigt 
werden kann. Der hydrologische Nachweis ist nicht erforderlich.  

• Einleitung in verrohrte Gewässer 
Die Nachweise „Bordvoll“ und „Erosion“ sind nicht erforderlich.  
Eine mögliche Begrenzung der Einleitungsmenge kann sich nach 
Abstimmung mit dem Eigentümer hinsichtlich der hydraulischen Belastung 
der Rohrleitung (z.B. Überschwemmung, Überdruck) ergeben.  
Der hydrologische Nachweis ist nicht erforderlich. 

• Einleitungen in verrohrte Gewässer, die erst unterhalb offen sind 
Gleicher Vorschlag wie oben dargestellt. Sollte das Gewässer ab dem 
Einleitungspunkt bereits nach ca. 100-200 m (größere Entfernungen sind 
Ermessensentscheidungen der UWB) offen sein, sollte geprüft werden, ob 
am Auslauf der Leitung (Ende des verrohrten Gewässers) 
Erosionen/Auskolkungen entstehen bzw. entstehen können, ggfs. sind 
Sicherungsmaßnahme im Gewässer (Tosbecken, Steinschüttung etc.) 
vorzunehmen. Bei besonders ökologisch sensiblen und hydraulisch 
problematischen Gewässern kann die Führung des hydrologischen 
Nachweises sinnvoll sein. 
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• Einleitungen in trockenfallende Gewässer  
Nachweise sind grundsätzlich zu führen, da bei Regen nicht nur 
Einleitungen anspringen, sondern auch Gewässer sich mit Wasser füllen. 
Über die Nachweisführung entscheidet die UWB abschließend. 

• Einleitungen in Schöpfwerksgebiete 
Die Nachweise „Bordvoll“ und „Erosion“ sowie der hydrologische Nachweis 
sind nicht zu führen. In Einzelfällen kann eine Begrenzung der 
Einleitungsmenge erforderlich werden, wenn die Leistungsfähigkeit des 
Schöpfwerks betroffen sein sollte. 
Ausgenommen hiervon sind Gewässer, die Fließgewässercharakter 
(natürliches Gefälle) aufweisen und nicht im Rückstaubereich des 
Schöpfwerks liegen. Hier gelten grundsätzlich die Regelungen unter Kap. 
5.1 bis 5.3.  
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6 Ansätze für Rechengrößen 

Bei der Ermittlung der max. zulässigen Einleitungsmengen haben sich verschiedene 
Fragestellungen ergeben. Hierzu folgende Hinweise: 

 
• Bei extrem geschädigtem Wasserhaushalt ist der hydrologische Nachweis 

SH in der Regel nur zu führen, wenn sich die abflusswirksamen Teilflächen 
gemäß Wasserhaushaltsbilanz um 15 % und mehr erhöhen (Δa ≥ 15 %, 
Tabelle 2 im A-RW 1, Seite 8). Auch bei der Erhöhung der versickerungs-
wirksamen Teilflächen (Δg) und/oder der verdunstungswirksamen Teil-
flächen (Δv) um 15% und mehr (siehe Tabelle 2 im A-RW 1, Seite 8) gilt der 
Wasserhaushalt als extrem geschädigt, was es zu vermeiden gilt, was aber 
nicht zwingend zur Führung des hydrologischen Nachweises SH führt. Die 
Eigenentscheidung der UWB bleibt vorbehalten. Unbenommen davon sind 
die Hinweise unter Kap. 5.1 bis 5.3. 
 

• In besonderen Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit der UWB, kann 
die Einleitung aus einem RRB in ein Gewässer mit dem landwirtschaftlichen 
Abfluss2 bemessen und somit von dem regionalen Nachweis abgewichen 
werden. Eine entsprechende Begründung ist seitens der UWB darzulegen. 
Unbenommen davon sind die Nachweise für Bordvoll und Erosion.  
 

• In seltenen Einzelfällen hat die Berechnung des Erosionsabflusses einen 
Qe ergeben, welcher kleiner als MQ aus der Regionalisierung ist. Für solch 
einen Fall (MQ > Qe) wird vorgeschlagen, als Drosselabfluss QDE = 0,6 l/(s 
x ha) bzw. 1,2 l/(s x ha) zu wählen. 

𝑄�� = 𝑄� − 𝑀𝑄          (Formel 11, A-RW 1) 
 

Hinweis: Wenn MQ > Qe, hieße dies theoretisch, dass im Gewässer 
regelmäßig Erosion auftritt (auch ohne Einleitung) und sich das 
Gewässerbett somit laufend vertiefen würde. Dies wäre im Gewässer 
sichtbar und wäre vor Ort zu kontrollieren. Ggf. sind die hydrologischen 
Daten zu überprüfen. 
 

• Wenn der max. zulässiger Einleitungsabfluss QDE (bzw. QE1,neu) sehr klein 
ausfällt, dann kann ein Mindestwert von 3 l/s festgelegt werden oder ein 
Wert, der in der Praxis noch gut einzuhalten ist. 

 
• Der Wert 0,1 im Term 0,1 ∙ Hq� ∙ A��� in der Formel 13 des A-RW 1 kann an 

das tatsächliche Verhältnis ((Hq2/Hq1) - 1) anpasst werden. Die Werte für 
Hq2 und Hq1 können aus den regionalisierten gewässerkundlichen Daten 
des Landes SH entnommen werden. 

∑𝑄��,���  ≤ 𝐻𝑞� ∙ �∑��
���

� + 0,1 ∙ 𝐻𝑞� ∙ 𝐴���        (Formel 13, A-RW 1) 

                                                
2 Annahme: 0,6 l/(s*ha) entsprechen einer natürlichen landwirtschaftlichen Abflussspende. 

       1,2 l/(s*ha) landwirtschaftliche Abflussspende dränierter staunasser Böden.  
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• Die Überlaufhäufigkeiten für Regenbecken gemäß Tabelle 3 des A-RW 1 

(Überlaufhäufigkeiten für Speicherbauwerke) werden neu geregelt. Die 
ursprünglich in der Tabelle 3 festgelegten Überlaufhäufigkeiten 
entsprechen nicht mehr einer zeitgemäßen nachhaltigen Gewässer-
bewirtschaftung, insbesondre aus ökologischer Sicht.  
Sollte als Maßnahme die Speicherung von Niederschlagswasser in einem 
Regenrückhaltebecken vorgesehen werden, so sind die Überlaufhäufig-
keiten von n ≤ 0,33/a bzw. n ≤ 0,50/a gemäß nachstehender Tabelle 1 (Neu) 
zu beachten. Da den sogenannten Vorranggewässern bei der Umsetzung 
der EU-WRRL in Schleswig-Holstein eine besondere Bedeutung zukommt, 
wird diesem Umstand in Tabelle 1 entsprechend Rechnung getragen.  
Die in der Tabelle angegebenen Überlaufhäufigkeiten sind max. zulässige 
Werte für hydraulische Entlastungen. Angesichts des Klimawandels, der 
Zunahme der Versiegelung von Flächen und der Tatsache, dass häufige 
Spülstöße die Gewässerökologie belasten und zudem eine Wiederbe-
siedlung erschweren, sollten in der Praxis als Zielstellung noch geringere 
Überlaufhäufigkeiten angestrebt werden. Die aktuelle Genehmigungspraxis 
bei den unteren Wasserbehörden zeigt, dass Werte von n = 0,2/a bzw. n = 
0,1/a bereits Anwendung finden.  
 
Tabelle 1 Mindestüberlaufhäufigkeiten n (1/a) für Regenrückhalteanlagen 

 
 
 
 
 
 

 

Gewässer Überlaufhäufigkeit (n) 
für Regenrückhalteanlagen 

Vorranggewässer n ≤ 0,33/a 

Alle anderen Gewässer n ≤ 0,50/a 
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Arten und Aufgabe von Bauleitplänen 
§ 1 Abs. 2 Baugesetzbuch: 

„Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und … 

 

   Ausschnitt FNP der Stadt Eutin 

 

…der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan).“ 

 
Der vorbereitende und der verbindliche Bauleitplan unterscheiden sich im 
Detailierungsgrad. 
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Im Flächennutzungsplan ist für das ganze Gemeindegebiet die sich aus der 
beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach 
den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen 
(§ 5 Abs. 1 BauGB). 

Der Bebauungsplan hingegen enthält die rechtsverbindlichen Festsetzungen für 
die städtebauliche Ordnung (§ 8 Abs. 1 BauGB). 

 

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke einer Gemeinde vorzubereiten und zu leiten (§ 1 Abs. 1 BauGB). 

Die Gemeinden haben daher Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB). 

Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten. 
Sie sollen unter anderem dazu beitragen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern (§ 1 Abs. 5 BauGB). 

 
Belange der Wasserwirtschaft 
Um diese Ziele zu erreichen, sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen viele 
unterschiedliche Belange zu berücksichtigen. Eine beispielhafte Aufzählung findet 
sich in § 1 Abs. 6 BauGB, dem so genannten „Belange-Katalog“. Explizit benannt 
sind hier auch die Belange der Wasserwirtschaft: 

 

„§ 1 Abs. 6 

…  

Nr. 7 

die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 
Vielfalt, … 

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 
und Abwässern, … 

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, 
insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, … 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
nach den Buchstaben a bis d, … 
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Nr. 8. 

die Belange …. 

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich der 
Versorgungssicherheit, … 

 
Nr. 12. 

die Belange des Küsten- oder Hochwasserschutzes und der 
Hochwasservorsorge, insbesondere die Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden, …“ 

 

Das Bauleitplanverfahren und die Einbeziehung der 
Wasserwirtschaft 
Möchte die Gemeinde ein neues Baugebiet ausweisen, so muss sie die in 
§ 1 Abs. 6 BauGB genannten Belange in ihre Prüfung der Standorte, Varianten und 
Alternativen mit einbeziehen. 

 
Frühzeitige Beteiligung 
 
Hat sich die Gemeinde für die Überplanung einer Fläche entschieden, wird sie im 
Regelfall Varianten ausarbeiten (lassen), wie sich das gewünschte Planungsziel - 
Wohnbebauung, ein Supermarkt, ein Gewerbegebiet, eine neue Schule - auf der 
ausgewählten Fläche umsetzen lässt. 

Sobald die Planung einen bestimmten Stand hat, soll die Gemeinde die so genannte 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden durchführen 
(§ 3 Abs. 1 BauGB; § 4 Abs. 1 BauGB). Ziel dieser Beteiligung ist es, möglichst 
frühzeitig alle für die Planung wichtigen Rahmenbedingungen zu erfahren. 

 

Mit welchem Planungsstand die Gemeinden eine frühzeitige Beteiligung 
durchführen, entscheidet die Gemeinde. Der inhaltliche Umfang der eingereichten 
Unterlagen ist sehr unterschiedlich. 

Nachfolgend sind einige Beispiele aufgeführt. 
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Das ist der Bebauungsplan Nr. 144 der Stadt Fehmarn/OH zur frühzeitigen 
Beteiligung. Es wurde ein Luftbild und ein Ausschnitt aus dem aktuellen 
Flächennutzungsplan, in dem das anvisierte Grundstück gekennzeichnet war, 
versandt. 
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Die Gemeinde Boksee/PLÖ hat bei ihrem Bebauungsplan Nr. 5 ebenfalls ein Luftbild 
übersandt, in dem jedoch bereits die möglichen Gebäude und eine Straßenführung 
eingezeichnet waren. Auch eine Nutzungsschablone, also eine 
„Kurzzusammenfassung der geplanten Nutzung“, wurde beigefügt. Es soll ein 
Wohngebiet mit zweigeschossigen Einzelhäusern in offener Bauweise entstehen. 
Die Gebäude sollen geneigte Dächer haben. Die Grundstücke sollen mit 
Hauptanlagen bis zu 35% überbaut werden können. 



Anhang zu den Hinweisen zum Umgang mit dem A-RW 1  
Wasserwirtschaft in der Bauleitplanung 

 

 

Claudia Riemenschneider - claudia.riemenschneider@im.landsh.de - Tel. 0431-988-2784 - Ministerium für Inneres, 
Kommunales, Wohnen und Sport - IV52 Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht - Düsternbrooker Weg 92- 24105 Kiel 

24 

 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger sonstiger Belange ist in 
§ 4 Abs. 1 geregelt: 

„Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, sind entsprechend § 3 Absatz 1 Satz 1 
Halbsatz 1 zu unterrichten und zur Äußerung - auch im Hinblick auf den 
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erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 
- aufzufordern.“ 

 

Die Wasserbehörden dürften bei Planungen regelmäßig berührt sein. 

Allerdings gibt es auch Verfahren, in denen nur gestalterische Anforderungen oder 
die Nutzung in bestehenden Gebäuden neu geregelt wird. Soweit eine Planung keine 
Auswirkungen auf die fachliche Zuständigkeit einer Behörde hat, muss diese auch 
nicht beteiligt werden. 

 

Die berührten Behörden und Träger öffentlicher Belange sind zu unterrichten, und 
zwar entsprechend § 3 Abs. 1 BauGB. § 3 Abs. 1 BauGB regelt die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit. Gem. § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit 
möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich 
wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder 
Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrichten. 

Die ggf. betroffenen Behörden sollen also entsprechend der Öffentlichkeit 
unterrichtet werden. Mit der Unterrichtung der Behörden ist die Aufforderung zur 
Äußerung verbunden. 

Sinn und Zweck der frühzeitigen Beteiligung ist, dass die Gemeinde bereits zu einem 
frühen Planungszeitpunkt erfährt, was für die weitere Planung wichtig ist, welche 
Punkte beachtet werden müssen. 

 

Die Qualität der Rückläufe an die Gemeinde hängt wesentlich von den Informationen 
ab, die die Gemeinde der Öffentlichkeit und den Behörden zur Verfügung stellt. 

 

Es ist daher für die Gemeinden zu empfehlen, bereits im Rahmen der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung die Unteren Wasserbehörden anzuschreiben. Für die Unteren 
Wasserbehörden ist es zu empfehlen, sich bereits zu einem frühen Stadium ins 
Planungsgeschehen einzubringen. 

Je nachdem, wie die Verfahrensabläufe in Ihrer Stadt oder in Ihrer Kreisverwaltung 
geregelt, ist hierfür ggf. auch ein Tätigwerden der Unteren Wasserbehörden 
erforderlich. Häufig gibt es eine Koordinierungsstelle, die die Stellungnahmen der 
einzelnen Fachämter oder Fachdienste sammelt und dann gebündelt an die 
Gemeinde oder den Planungsbereich zurückgibt. Ggf. muss sich die Untere 
Wasserbehörde auf den hausinternen Verteiler setzen lassen, um die 
Planungsunterlagen auch schon zur frühzeitigen Beteiligung zu erhalten. 
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Wichtige Hinweise an die Gemeinde wären zu diesem Zeitpunkt z.B. 

• Gibt es Probleme mit der Auslastung der Infrastruktur (Klärwerk, 
Zuleitungswege?) 

• Welche Anträge muss die Gemeinde wo stellen? 
• Welche Vorschriften muss die Gemeinde beachten? 
• Wie sieht es mit der Versickerungsfähigkeit der Böden aus? 

Je nach Größe der Gemeinde und der Verwaltung und je nach Häufigkeit des 
planerischen Tätigwerdens einer Gemeinde, liegen die Informationen ggf. dort schon 
vor. Kleinere Gemeinden und Gemeinden mit wenigen Planverfahren benötigen 
vermutlich mehr Unterstützung und Hinweise als größere Gemeinden oder 
Gemeinden mit vielen Planverfahren. 

 

Die frühzeitige Beteiligung ist ebenfalls der Zeitpunkt, zu dem noch konkrete 
Vorschläge für die Gestaltung des Baugebietes, z.B. RÜB, Gründächer, 
Versickerung (Mulden-Rigolen) erfolgen können. 

Zu diesem Planungsstand sollte bei der Kommune noch eine ausreichend große 
Offenheit bestehen, um über Varianten nachzudenken. In diesem Stadium führen 
Planänderungen zu keiner Verpflichtung formelle Verfahrensschritte zu wiederholen. 

 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bau-und Planungsämter erhalten über die 
frühzeitige Beteiligung (hoffentlich) viele Hinweise, die sie bei der Ausarbeitung der 
Planunterlagen berücksichtigen müssen oder können. 

 

Zu unterscheiden sind die Hinweise, die sich auf gesetzliche Verpflichtungen 
beziehen oder bei deren Nicht-Beachtung die Umsetzung der Planung gefährdet 
wäre. Hier besteht nur ein geringer oder gar kein Entscheidungsspielraum für die 
Kommune. 

Hinweise, die zur Optimierung der Planung – in der Regel aus der Fachsicht des 
Hinweisgebers bzw. der Hinweisgeberin, aber oft auch aus einer Gesamtschau 
heraus – dienen sollen, unterliegen der Abwägung der Gemeinde. 

Bei diesen Hinweisen ist die Gemeinde gehalten, sie in Relation zu ihren eigenen 
Planungsideen zu stellen und mit anderen Hinweisen und Belangen – die ggf. in eine 
gegenläufige Richtung zielen – abzuwägen. Gleiches gilt für die „Nice-to-have- 
Hinweise“, deren Erfüllung/Befolgung in der Gesamtschau mit allen anderen 
Belangen erfolgen muss. 

In dieser – wie ggf. auch in weiteren – Überarbeitungsphase sollte sich die 
Gemeinde mit den jeweils fachlich zuständigen Behörden über die jeweils beste 
Lösung für beide Seiten abstimmen, die dann auch eine Kompromisslösung sein 
kann oder muss. 
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Formelle Beteiligung 
Nach der Konkretisierung und Überarbeitung der Planungsunterlagen erfolgt die 
formelle Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
In der formellen Beteiligung der Behörden holt die Gemeinde die Stellungnahmen 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, ein. Die Stellungnahmen sollen zum 
vorgelegten Planentwurf und zur Begründung abgegeben werden. Alle wesentlichen 
für die Bewertung wichtigen Unterlagen hat die Gemeinde ebenfalls zur Verfügung 
zu stellen. Denkbare Untersuchungen und Gutachten wären z.B. die 
Bodengutachten oder eine Bewertung zur Versickerungsfähigkeit der Böden im 
geplanten Baugebiet. 

Die Behörden haben ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats abzugeben, 
wobei jedoch die Frist zur Abgabe von Stellungnahmen 30 Tage nicht unterschreiten 
darf. Die Gemeinde soll diese Frist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
angemessen verlängern. 

Wichtig ist, dass die Behörden die Gemeinde über von ihnen beabsichtigte oder 
bereits eingeleitete Planungen und sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche 
Abwicklung informieren, soweit diese für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können. Weiterhin haben die Behörde, die 
Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials 
zweckdienlich sind, der Gemeinde zur Verfügung zu stellen. 

 

Je besser die Abstimmung vor der formellen Beteiligung erfolgt ist, desto weniger 
bleibt den Behörden im Rahmen der formellen Beteiligung anzumerken. 

Im besten Fall ist es lediglich eine Bestätigung an die Gemeinde, dass alle Belange 
ausreichend Berücksichtigung gefunden haben. 

Waren die Informationen im ersten Beteiligungsschritt noch nicht ausreichend 
ausformuliert und sind auch in der Zwischenzeit nicht geklärt worden, muss die 
Behörde auf jeden Fall zum Zeitpunkt der formellen Behördenbeteiligung tätig 
werden. 

Vorteil der formellen Beteiligung ist, dass nun auf jeden Fall ausgearbeitete Pläne 
vorliegen. 

 

Sehr informationsreich und gut zu bewerten sind die so genannten Vorhaben –und 
Erschließungspläne. Ein vorhabenbezogener Bebauungsplan umfasst deutlich mehr 
Informationen wie der klassische Rechtsplan. In der Regel werden die Vorhaben 
sehr konkret dargestellt und die Abschätzung der Folgen der Umsetzung der 
Planung kann entsprechend genau erfolgen. 
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Da Vorhaben-und Erschließungspläne nicht immer anwendbar sind und zudem für 
Investor und Verwaltung zusätzliche Arbeitsschritte beinhaltet, handelt sich bei den 
meisten Bebauungsplänen um „einfache“ Rechtspläne, um klassische 
Angebotspläne. 

Der nachfolgende Plan der Gemeinde Böxbüll/SF steht hier stellvertretend für viele 
hundert Bebauungspläne, die jedes Jahr in Schleswig-Holstein als Angebotspläne 
erstellt werden. 
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Die Abschätzung des – für die Wasserbehörden wichtigen Grads der Versiegelung 
– ist hier weitaus schwieriger als bei den detailgenau ausgearbeiteten 
Gestaltungsplänen eines Vorhaben- und Erschließungsplans. 

 
 

Erneute Auslegung und abschließender Beschluss/Satzungsbeschluss 
 
Im Rahmen der formellen Beteiligung erhält die Gemeinde wiederum Hinweise und 
Anregungen von Behörden und der Öffentlichkeit, die sie abwägend in ihre 
Entscheidung über den Plan und seine Inhalte einstellen muss. 

Kommt es nach der Öffentlichen Auslegung (formelle Beteiligung der Öffentlichkeit) 
zu Änderungen im Bauleitplan, so muss dieser erneut ausgelegt und der 
Öffentlichkeit und den Behörden erneut die Möglichkeit zur Äußerung gegeben 
werden. 

Erst nachdem ein Plan unverändert beschlussfähig ist, kann der abschließende 
Beschluss für den Flächennutzungsplan bzw. der Satzungsbeschluss für den 
Bebauungsplan durch die Gemeinde gefasst werden. 
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Textliche und zeichnerische Festsetzungen im Bebauungsplan 
Grundfläche 
 
Zur Beurteilung des Grades der möglichen Versiegelung muss bei Angebotsplänen 
die zulässige Grundfläche herangezogen werden. Diese ist in der Regel in der so 
genannten Nutzungsschablone zu finden. 

 

 

 

(Beispielbilder von der Webseite der Stadt Heidelberg) 

 

Im Beispiel Boxbüll (siehe vorherige Seite) wurde eine Grundflächenzahl von 0,3 
festgesetzt. 

Die zulässige Grundfläche kann auf zwei Arten festgesetzt werden. 

 

Zum einen durch die relative Grundflächenzahl, sie gibt an, wieviel Quadratmeter 
Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind (§ 19 Abs. 1 
BauNVO). Eine GRZ von 0,3 bedeutet daher, dass 30% des Baugrundstücks 
überbaut werden dürfen. 
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Die zweite Möglichkeit ist, eine absolute Grundfläche als Obergrenze anzugeben. 

Die festgesetzte Grundfläche ist der Anteil des Baugrundstücks, der von baulichen 
Anlagen überdeckt sein darf (§ 19 Abs. 2 BauNVO). Hier im Beispiel 300qm. 

Bei einem 1.000qm großen Grundstück wäre die zulässige Grundfläche in beiden 
Fällen gleich groß. Dies ist nicht mehr der Fall, wenn die Grundstücke größer oder 
kleiner als 1.000qm sind. 

Auf die Grundfläche sind die baulichen Anlagen anzurechnen, die als 
Hauptanlagen gelten. Die Baunutzungsverordnung fordert allerdings auch die 
Anrechnung weiterer versiegelter Flächen, wie z.B. Garagen, Stellplätze, 
Zufahrten, Nebenanlagen i.S.d. §14 BauNVO sowie die Grundfläche von 
baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (§ 19 Abs. 4 BauNVO). 

Für letztere Nutzungen darf die zulässige GR bis zu 50% überschritten werden, 
allerdings maximal bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8. 

Beispiele: 

 

Allgemeines Wohngebiet 

  0,4 Hauptanlagen 

Plus  0,2 (50% von 0,4) für Stellplätze u.ä 

 

0,6 60% Überbauung möglich 

 
Mischgebiet 

0,6 Hauptanlagen 

Plus  0,3 (50% von 0,6) für Garagen, Zufahrten, … 

 0,9 
 

0,8 

überschreitet die maximal zulässige   
GRZ von 0,8! 

80% Überbauung möglich! 

 

 

30 % 

 

300qm 

MI 
GRZ 0,6 

WA 
GRZ 0,4 
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Kerngebiet 

0,8 Hauptanlagen 

Plus 0,4 (50% von 0,8) für Garagen,  
   Nebenanlagen 

1,2 
 

0,8 

überschreitet die maximal zulässige 
GRZ von 0,8! 

80% Überbauung möglich! 

Für die Anrechnung von baulichen Anlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO (Garagen, 
Stellplätze, Nebenanlagen, …) kann der Bebauungsplan abweichende 
Festsetzungen treffen. 

 

Führt die geplante Versiegelung und das zugrunde gelegte Entwässerungskonzept 
zu Problemen, so dass erforderliche Einleitungserlaubnisse nicht erteilt werden 
können, muss die Gemeinde hierüber informiert werden. 

 

Festsetzungen nach § 9 BauGB 
 
Der Gemeinde stehen über § 9 Abs. 1 BauGB unterschiedliche Festsetzungs-
möglichkeiten zur Verfügung, mit denen sie den Versiegelungsgrad, die Rückhaltung 
von Wasser im Gebiet und andere wasserwirtschaftlich und rechtlich sinnvolle 
Maßnahmen umsetzen kann. 

Hierbei ist zu beachten, dass die in § 9 BauGB benannten Festsetzungs-
möglichkeiten eine abschließende Aufzählung sind. D.h. was nicht in § 9 BauGB 
aufgeführt ist, kann auch nicht (auf dieser Grundlage) festgesetzt werden. Weiterhin 
ist wichtig, dass die Festsetzungen nach § 9 BauGB aus städtebaulichen Gründen 
zu treffen sind. 

 

Interessant für den Belang „Wasser“ dürften folgende Festsetzungsmöglichkeiten 
sein, welche direkt oder indirekt auf die Versiegelung des Baugebietes, die 
anzuleitenden Wassermengen und die Verdunstungs- und Versickerungs-
möglichkeiten im Gebiet einwirken: 

§ 9 Abs. 1 BauGB 

„Nr. 1 die Art und das Maß der baulichen Nutzung; 

Nr. 2.   die Bauweise, die überbaubaren und die nicht überbaubaren  
 Grundstücksflächen sowie die Stellung der baulichen Anlagen; 

… 

Nr. 3  für die Größe, Breite und Tiefe der Baugrundstücke Mindestmaße und  
 aus Gründen des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und  
 Boden für Wohnbaugrundstücke auch Höchstmaße; 

MK 
GRZ 0,8 
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Nr. 4 die Flächen für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für die 
Nutzung von Grundstücken erforderlich sind, wie Spiel-, Freizeit- und 
Erholungsflächen sowie die Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren 
Einfahrten; 

Nr. 5 die Flächen für den Gemeinbedarf sowie für Sport- und Spielanlagen; 

… 

Nr. 9 der besondere Nutzungszweck von Flächen; 

Nr. 10 die Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, und ihre Nutzung; 

Nr. 11  die Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung, wie Fußgängerbereiche, Flächen für das Parken von 
Fahrzeugen, Flächen für das Abstellen von Fahrrädern sowie den Anschluss 
anderer Flächen an die Verkehrsflächen; die Flächen können auch als 
öffentliche oder private Flächen festgesetzt werden; 

… 

Nr. 14 die Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der 
Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser… 

Nr. 15 die öffentlichen und privaten Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauerklein-
gärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe; 

Nr. 16  

 a) die Wasserflächen und die Flächen für die Wasserwirtschaft, 

 b) die Flächen für Hochwasserschutzanlagen und für die Regelung des 
Wasserabflusses, 

 c) Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte 
bauliche oder technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die 
der Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden 
einschließlich Schäden durch Starkregen dienen, sowie die Art dieser 
Maßnahmen, 

 d) die Flächen, die auf einem Baugrundstück für die natürliche 
Versickerung von Wasser aus Niederschlägen freigehalten werden 
müssen, um insbesondere Hochwasserschäden, einschließlich Schäden 
durch Starkregen, vorzubeugen; … 

Nr. 18  

 a) die Flächen für die Landwirtschaft und 

 b) Wald; 

… 

Nr. 20  die Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft; 

… 
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Nr. 22  die Flächen für Gemeinschaftsanlagen für bestimmte räumliche Bereiche 
wie Kinderspielplätze, Freizeiteinrichtungen, Stellplätze und Garagen; 

… 

Nr. 25 … 

 a) das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, 

 b) Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern; …“ 

 
 
Festsetzung von örtlichen Bauvorschriften nach Landesbauordnung 
Schleswig-Holstein 
 
Auch über die örtlichen Bauvorschriften können günstige Rahmenbedingungen 
geschaffen werden. Wichtig ist auch bei diesen, dass sie einer städtebaulichen, 
nicht wasserwirtschaftlichen Begründung, bedürfen und daher nur ergänzend wirken 
können. 

 

Gemäß § 86 der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein/ LBO (vom 06. 
Dezember 2021) kann die Gemeinden durch Satzung örtliche Bauvorschriften 
erlassen. Interessant ist hier die Ermächtigung gemäß Nr. 1 „besondere 
Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen …und Gestaltung 
von Ortsbildern“ stellen zu können. 

Weiterhin hilfreich können örtliche Bauvorschriften 

- „über die Gestaltung … der Plätze für bewegliche Abfallbehälter und der 
unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke“ sein (Nr.5); ebenso wie 

- die Festsetzung, “… dass Vorgärten nicht als Arbeitsflächen oder 
Lagerflächen benutzt werden dürfen…“. (Nr. 5) sowie Festsetzungen zur 
„…Begrünung baulicher Anlagen“ (Nr.6). 

 

Die Örtliche Bauvorschriften können als Festsetzungen in Bebauungspläne und in 
Satzungen nach§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Baugesetzbuchs aufgenommen 
werden. 

 

Festsetzungen nach dem Landeswassergesetz 
 
Mit dem dieses Jahr in Kraft getretenen Landeswassergesetz erhalten die 
Gemeinden über § 44 Abs. 4 LWG zusätzlich die Möglichkeit wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen im Bebauungsplan fest zu setzen. Hier heißt es: 

„Die Gemeinden können in ihrer Abwassersatzung regeln, dass in ihrem 
Gemeindegebiet oder in Teilen davon Anlagen zur Nutzung, Versickerung, 
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Verdunstung oder lokalen Rückhaltung von Niederschlagswasser vorgeschrieben 
werden, soweit wasserwirtschaftliche Belange (insbesondere Versickerungs-
fähigkeit, Grundwasserabstand) oder gesundheitliche Belange nicht entgegen-
stehen. Die Satzungsregelung kann als Festsetzung in den Bebauungsplan 
aufgenommen werden.“ 

Hiermit wurden die Möglichkeiten in Schleswig-Holstein rechtssicher über den 
bisherigen Stand hinaus erweitert. 

 

Arbeitshilfen 
 

Zur Anregung empfehle ich, insbesondere auch den von Ihnen begleiteten 
Gemeinden, die im Internet verfügbaren Arbeitshilfen zum Thema Regenwasser in 
Baugebieten. Diese sind – wie das Thema – schon etwas älter, erklären aber die 
Zusammenhänge gut und geben planerische Anregungen. 

Zum Beispiel: 

 

Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg: 

Arbeitshilfe für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten zum Download: 

https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/15581 

Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten (lubw.de)  

 

Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Inneren: 

Naturnaher Umgang mit Regenwasser – Arbeitsblätter für die Bauleitplanung Nr. 15 
zum Download: 

www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/index.php 

Städtebau - Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 
(bayern.de) 

 

Im Internet stehen weitere Arbeitshilfen zur Verfügung, jedoch können nicht alle 
heruntergeladen oder ausgedruckt werden. 

https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/15581
http://www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/index.php
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